
spezifische Ausgangsmaterial. Werden aber z. B. dem 
Staatsanwalt von einem örtlichen Staatsorgan Fragen 
zur Einschätzung der Jugendkriminalität unterbreitet, 
ohne daß dieses Organ selbst die Effektivität der eige­
nen Maßnahmen einschätzt, so wird die Bekämpfung 
und Verhütung von Straftaten und anderen Rechtsver­
letzungen letztlich doch von der eigenen Leitungstätig­
keit und Verantwortung getrennt, und ressortmäßig den 
Rechspflegeorganen zugewiesen. Das senkt die Effek­
tivität der analytischen Tätigkeit.
Die Lösung dieser Problematik scheint uns in folgender 
Richtung zu liegen:
Die verschiedenen Staats- und Wirtschaftsorgane 
erhalten eine Vielzahl von Einzelinformationen von den 
Rechtspflegeorganen. Es gehört daher auch zu ihrer 
eigenen Verantwortung, diese Fakten zu einem für ihre 
Leitungstätigkeit notwendigen Gesamtbild zusammen­
zufassen und die Effektivität der von ihnen selbst er­
griffenen Maßnahmen einzuschätzen. Auch in verti­
kaler Richtung, zu den übergeordneten wie zu den 
nachgeordneten Organen, muß ein geeignetes Infor­
mationssystem sichern, daß die übergeordnete Leitung 
bzw. die nachgeordneten Leitungen und Einrichtungen 
Informationen über den Zustand der Gesetzlichkeit er­
halten, z. B. im Wege der Rechenschaftslegung und der 
anleitenden Tätigkeit. Die jeweiligen Leiter müssen 
sich auf diesem Wege Informationen über die Ver­
hütung und Bekämpfung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen in ihrem Verantwortungsbereich 
verschaffen. Anders kann die Eigenverantwortung auf 
diesem Gebiet nicht voll wahrgenommen werden. Die 
Rechtspflegeorgane haben dabei eine notwendige unter­
stützende Aufgabe (vgl. Art. 3 StGB).

Sozialistische Gemeinschaftsarbeit 
auf dem Gebiet der Analyse

Die Komplexität der gesellschaftlichen Prozesse, in die 
der Kampf gegen Straftaten, andere Rechtsverletzun­
gen und Rechtskonflikte integriert ist, erfordert aber 
auch eine planmäßige, systematische Gemeinschafts­
arbeit auf dem Gebiet der Analyse, damit eben jedes 
Organ seine eigene Verantwortung effektiv wahr­
nehmen kann. Die Systembeziehungen der zu unter­
suchenden Erscheinungen sowie der Maßnahmen und 
Aktivitäten legen arbeitsteilige Analysen nahe./12/ Das 
ändert weder etwas an der Eigenverantwortung jedes 
Organs noch an der Verantwortung der Staatsanwalt­
schaft für die Analyse der Kriminalität, die Bestand­
teil des Systems von Aufgaben und Pflichten zur Ver­
wirklichung der Leitung des Kampfes gegen Straf­
taten ist./13/
Eine solche Entwicklung setzt allerdings voraus, daß 
bei allen Partnern eine klare Position zu den zu unter­
suchenden Fragen und zu den grundsätzlichen Aspek­
ten der Leitung und der Verantwortung vörhanden ist. 
Die Differenziertheit der Verantwortung der verschie­
denen Organe ist strikt zu achten; die Verantwortung 
darf nicht etwa verwischt oder gar auf ein anderes 
Organ übertragen werden. Dazu kommt, daß vor allem 
die Effektivität des gesamtgesellschaftlichen Kampfes 
gegen Straftaten und andere Rechtsverletzungen nicht 
allein durch die Rechtspflegeorgane analysiert werden 
kann.

Die Gemeinschaftsarbeit ist vor allem erforderlich, um 
— den Gegenstand der Entscheidung, zu der die 
Analyse gebraucht wird, festzulegen, denn es ist

/12/ Vgl. Loose/Sttller, „Die Analyse als wesentliches Element 
der Entscheidungsvorbereitung Im Aufgabenbereich der 
Staatsanwaltschaft“, Staat und Recht 1968, Heft 2, S. 243 ff. 
(245).
/13/ Vgl. Verfassung der DDR, Dokumente/Kommentar, Bd. П, 
Berlin 1969, S. 464.

nicht sinnvoll, undifferenziert alle Straftaten zu 
analysieren, es kommt vielmehr auf wesentliche 
Zusammenhänge an;

— die Konzeption der Analyse abzustimmen./14/
Als Formen der Gemeinschaftsarbeit werden sowohl 
arbeitsteilig zu fertigende Analysen als auch gegen­
seitige Konsultationen der Rechtspflegeorgane und 
anderer Staatsorgane praktiziert. Auf diese Weise 
arbeitete z. B. ein Staatsanwalt bei der Analyse der 
Jugendkriminalität, um bestimmte Fragen, vor allem 
der Effektivität, exakter klären zu können. Er hatte 
sich mit dem Kreisgerichtsdirektor und dem Leiter 
des Volkspolizeikreisamtes abgestimmt. Er konsultierte 
(§ 14 StAG) den Stadtrat für Jugend und Sport, den 
Stadtschulrat und den 1. Sekretär der Kreisleitung der 
FDJ. Dazu hatte er ihnen vorher bestimmte Fragen 
genannt. Vor der Fertigstellung der Analyse wurde 
zweimal über das analysierte Material diskutiert. Die 
Qualität der Analyse konnte dadurch gehoben werden.

Diese Arbeitsweise warf aber auch eine Reihe von Pro­
blemen auf: Die Analyse war zwar geplant, die Art 
und Weise des Zusammenwirkens entwickelte sich 
jedoch erst im Prozeß der Ausarbeitung der Analyse. 
Die konsultative Mitwirkung wurde zum Teil noch als 
zusätzliche, außerhalb der planmäßigen Tätigkeit 
liegende Arbeit betrachtet. Während der Ausarbeitung 
der Analyse wurde auch deutlich, daß es unter den 
Beteiligten keine einheitlichen Vorstellungen über ihre 
konkreten Aufgaben bei der weiteren Zurückdrängung 
der Jugendkriminalität gab. Diese Unklarheiten konn­
ten jedoch im Verlauf der Diskussionen über die zu 
analysierenden Fragen geklärt werden./15/ Somit 
machte die Gemeinschaftsarbeit allen Beteiligten nach­
drücklich ihre eigene spezifische Verantwortung für die 
Kriminalitätsvorbeugung bewußt und vermittelte ihnen 
zusätzliche Sachkunde. Sie förderte die bessere Wahr­
nehmung der Eigenverantwortung der verschiedenen 
Organe und schränkte sie nicht etwa ein./16/

Planung und Kontinuität 
der analytischen Arbeit

Vom Niveau der Planung und Leitung der analytischen 
Tätigkeit hängen weitgehend Niveau und Effektivität 
der Leitungstätigkeit in der Praxis ab./17/ Bereits im 
Stadium der Planung wird über wesentliche inhaltliche 
Fragen vorab entschieden, werden Einheitlichkeit und 
Vergleichbarkeit der Analysen ebenso gesichert wie die 
Rationalität und das Verhältnis von Aufwand und Nut­
zen. Als ein entscheidendes Mittel dazu entwickeln sich 
die Vorgaben für die analytische Tätigkeit.
Schon im Stadium der Planung der analytischen 
Tätigkeit ist auch darüber nachzudenken, wie die posi­
tiven gesellschaftlichen Bedingungen, Maßnahmen 
usw., die den Straftaten und anderen Rechtsverletzun­
gen vorbeugend entgegenwirken, in den Analysen mög­
lichst exakt festgestellt werden können. Das ist eine

/14/ Vgl. F. Müller, „Probleme der Kriminalitätsvorbeugung 
in den Städten und der Arbeit der Staatsanwaltschaft bei 
Ihrer Lösung“, in: Gesellschaftliche Funktion der Stadt und 
Aufgaben der Stadtverordnetenversammlung, Bd. 2, Berlin 
1969, S. 467.
/15/ So kam es z. B. im Prozeß der Ausarbeitung der Analyse 
zu Fragen, die die staatsanwaltschaftliche Gesetzlichkeitsauf­
sicht berührten. Vgl. dazu § 38 StAG, der die analytische 
Tätigkeit als eine der Quellen für Maßnahmen der Gesetz­
lichkeitsaufsicht nennt.
/16/ Zur Problematik von Gemeinschaftsarbeit und Eigenver­
antwortung gibt es noch unterschiedliche Ansichten. Unseres 
Erachtens ist die aus der verfassungsmäßigen Funktion der 
Staatsanwaltschaft folgende, für die Leitung des Kampfes 
gegen Straftaten speziell gesetzlich geregelte Verantwortung 
für die Analyse der Kriminalität usw. nicht identisch und 
nicht austauschbar mit der Verantwortung der Gerichte für 
analytische Einschätzungen im Zusammenhang mit der 
jährlichen Rechenschaftslegung vor der Volksvertretung. 
/17/ Vgl. F. Müller/Wittkopf, a. a. O., S. 580.
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